
ren stetig gestiegene Verunreinigung 
und Vermüllung (Tierkot, Grillreste in 
Grünanlagen, wilde Plakatierung, Graf-
fiti) zieht auch die Frage nach dem 
wirksamen Vorgehen gegen die Ver- 
ursacher und die Durchsetzung von Ge-
setzen und Satzungen nach sich. Sehr 
schnell fühlen sich die Bürger im Stich  
gelassen und ihr Vertrauen in die  
Durchsetzungsfähigkeit des Staates 
sinkt. Folgen können letztendlich Poli-
tikverdrossenheit wie auch die soziale 
Entmischung von Stadtteilen sein.

Dieser Entwicklung gilt es vorzubeu-
gen. Gerade darum fordert die CDU-
Fraktion ein wirksames Vorgehen und 
eine Konzentration der beteiligten Kräf- 
te gegen die Verursacher von Unord-
nung und Verunreinigung, deren Be-
strafung und die öffentlichkeitswirk-
same Darstellung des Vorgehens durch 
die Stadtverwaltung.
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Stadtrat Lars Kluger,  
Stellvertretender Fraktionssprecher

F

Lokales Handlungsprogramm 
für Ordnung und Sauberkeit in Dresden durch  
CDU-Fraktion in den Stadtrat eingebracht
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e-Mail: kluger@dresden-cdu.de 

Mit ihrem Antrag bearbeitet die CDU-
Fraktion ein Thema, das bei den Bür-
gern ganz oben auf der Prioritätenliste 
steht und das in der Vergangenheit zu 
wenig Beachtung gefunden hat, teil-
weise sogar belächelt wurde. Die Dis-
kussionen an der Basis in Bürgerver-
sammlungen und CDU-Ortsverbänden 
haben aber gezeigt, dass sich viele Bür-
ger durch Unordnung und Verunreini-
gungen beeinträchtigt fühlen.

Darum wird die Stadtverwaltung auf- 
gefordert, ein Lokales Handlungspro-
gramm für Ordnung und Sauberkeit  
zu erarbeiten. Schwerpunkte sollen  
beispielsweise ein wirksames Vorge- 
hen gegen Verunreingung öffentlicher  
Grünanlagen, Spielplätze und Fußwege  
durch Müll und Tierkot sowie die Vor-
beugung gegen Graffitischmierereien 
und deren Entfernung durch die Ver-
ursacher sein. Ebenso wichtig ist die 
Durchsetzung von Ordnung und Sau-
berkeit an Containerstandplätzen in 
Zusammenarbeit mit den Entsorgungs-
firmen. Weiterhin soll endlich das Park- 
verbot bei angekündigter Straßenreini-
gung und das Rauch- und Alkoholverbot 
auf Spielplätzen durchgesetzt werden. 
Zudem schlägt die CDU-Fraktion ein 
Finanzierungsprogramm und eine Prio-
ritätenliste zur Fußwegesanierung vor.

Die Realisierung verschiedener Maß-
nahmen des Handlungsprogramms soll 
zunächst in einem Pilotprojekt klein-
räumig getestet werden. Hier stehen 
die stärkere personelle Ausstattung 

der Ortsämter und die Unterstützung 
bürgerschaftlichen Engagements für 
Ordnung und Sauberkeit ebenso zur 
Debatte, wie die Überprüfung der Ein-
satzstrategien von Gemeindlichem Voll- 
zugsdienst und Ordnungsamt. Sowohl 
zur Entwicklung von Ideen und Maß-
nahmen als auch zur Durchsetzung der 
Ziele soll die Stadtverwaltung auf po-
sitive Beispiele in anderen Städten zu-
rückgreifen und eine Zusammenarbeit 
anstreben.

Beim Lokalen Handlungsprogramm 
geht es nicht ausschließlich nur um 
eine für alle Bürger erkennbare Verbes-
serung ihres direkten Umfeldes. Weil 
dieses Thema die Bürger täglich und 
unmittelbar betrifft, wird es sehr be-
wusst wahrgenommen und zunehmend 
als Ärgernis und Einschränkung von Le- 
bensqualität empfunden. Die in einigen 
Stadtvierteln in den vergangenen Jah-
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Braucht der Dresdner Stadtrat eine   
Ehrenordnung aus Nordrhein-Westfalen?

Stadtrat Stefan Zinkler F

e-Mail: zinkler@dresden-cdu.de

Als ich den Begriff „Ehrenordnung“ erst- 
mals hörte, dachte ich, es handelt sich 
um eine Regelung zur Auszeichnung ver-
dienstvoller Dresdnerinnen und Dresd- 
ner. Was die SPD-Fraktion im März 
2010 unter der Überschrift „Ehrenord-
nung“ vorschlug, hat jedoch gänzlich 
andere Inhalte. Bei dem Vorschlag han-
delt es sich um den Versuch einer bü-
rokratischen Überregulierung zum Ver-
halten der Mitglieder des Stadtrates 
sowie der in Ausschüssen und Beiräten 
mitwirkenden Ehrenamtlichen.

Ginge es nach der SPD-Fraktion, 
sollen diese Akteure eine Vielzahl per-
sönlicher Daten gegenüber der Ver-
waltung offenlegen. Das reicht über 
Angaben zu Familienstand, Beruf, Ar-
beitgeber, unternehmerischer Tätigkei- 
ten, Beteiligungen, Funktionen in Ver-
einen und Organisationen, Mandaten,  
Verträgen bis hin zu Angaben zu eige-
nem Grundvermögen innerhalb der 
Landeshauptstadt. Ein Teil dieser An-
gaben soll im Amtsblatt und auf der 
Homepage der Landeshauptstadt ver-
öffentlicht werden. Des Weiteren ent-
hält der Vorschlag eine Reihe von Wie-
derholungen gesetzlicher Vorschriften 
und überzogene Regelungen im Zu-
sammenhang mit Spenden. Moralisie- 
rende Aussagen ohne Regelungsinhalt 
sowie Selbstverpflichtungen, die in ei- 
ner Ordnung nichts verloren haben, 
werden gratis mitgeliefert. Der Vor-
schlag schließt ein Ermittlungsverfah- 
ren und Bestrafungsmechanismen (ge-
wissermaßen ein „Ehrenstrafrecht“) ein, 
mit dessen Hilfe Delinquenten von ei- 
nem „Ehrenrat“ zum An-den-Pranger- 
Stellen durch Veröffentlichung im   
Amtsblatt verurteilt werden sollen. Für 
mich eine groteske Vorstellung von Be-
strafung. 

Mit der Ehrenordnung will die SPD-
Fraktion, so die Begründung der Vorla-
ge, der Vermutung in der Öffentlichkeit 

entgegentreten, dass Entscheidungen 
durch nicht sachlich begründete Be-
gleitumstände beeinflusst würden. Im 
Klartext: Die Mitglieder des Stadtrates 
sollen ihre persönlichen Verhältnisse 
offenlegen, um die Akzeptanz von Ent-
scheidungen des Stadtrates und sein 
Image zu verbessern. Ich halte diese 
Vorgehensweise für völlig überzogen 
und auch nicht zielführend.

Das Thema ist für den Stadtrat nicht 
neu. Bereits im Jahr 2005 hatte er sich 
mit einem ähnlichen Vorschlag vom da- 
maligen OB Roßberg auseinanderzu-
setzen. Der Stadtrat lehnte mit den 
Stimmen der CDU-Fraktion ab. Es gibt 
keinen vernünftigen Grund, diese Posi-
tion zu revidieren. Woher kommt aber 
die Idee, sich selbst einen Daten-Strip-
tease zu verordnen und ein Gemisch 
von gesetzlichen Vorschriften und 
Selbstverpflichtungen in einer morali-
sierenden Form zur Eigen-Ordnung zu 
erheben in dem Glauben, dass sich so 
das Image des Stadtrates verbessert?

Seinen  Ursprung hat es in Nord-
rhein-Westfalen, dem Land mit 36 Jah-
ren Alleinregierung der SPD ab 1966. 
In Wuppertal wurde bereits 1999 eine 
nahezu wortgleiche Ehrenordnung, wie 
sie jetzt von der SPD-Fraktion für Dres-
den vorgeschlagen wird, beschlossen. 
Ob Roßberg diese Idee aus seiner frü-
heren Wirkungsstätte mitbrachte, lässt 
sich heute nur vermuten, aber nicht 
mehr nachvollziehen. Aber weshalb  
sich Wuppertal diese Ehrenordnung 
gab, ist gut bekannt: Es war in den 
1990iger Jahren durch eine Anzahl von 
Korruptionsskandalen in unrühmliche 
Bekanntheit geraten. So waren bei-
spielsweise im sog. GWG-Skandal etwa 
1 300 Personen verdächtig, einem Kor- 
ruptionsnetzwerk um Immobilien an-
zugehören. Der Stadtrat von „Bergisch 
Sizilien“, wie Wuppertal damals auch 
genannt wurde, wollte in dieser schwie-
rigen Situation verlorenes Vertrauen 
zurückgewinnen. Die Idee, durch Trans- 
parenz zu den persönlichen Verhält-
nissen, einen Ehrenkodex sowie einen 
Ehrenrat dem beherrschenden Gene-

ralverdacht auf Korruption zu entkom-
men, hatte Charme und wurde schnell 
umgesetzt. Dass dabei der Daten- 
schutz unter die Räder kam, war das 
kleinere Übel, was man gern in Kauf 
nahm. Im Jahre 2004 musste in Nord-
rhein-Westfalen gar ein Korruptionsbe-
kämpfungsgesetz verabschiedet werden, 
mit dem die Datenschutzprobleme der 
Wuppertaler Ehrenordnung gelöst wur-
den. Mittlerweile haben auch Stadträte 
anderer Kommunen im größten Bundes-
land nachgezogen und Ehrenordnungen 
erlassen, so beispielsweise in Köln, das 
2002 mit dem Korruptionsskandal um 
die dortige Müllverbrennungsanlage und 
SPD-Parteispenden deutschlandweit in 
den Schlagzeilen war. Heute bietet der 
Städte- und Gemeindebund in Nord-
rhein-Westfalen seinen Mitgliedern so-
gar eine Muster-Ehrenordnung an.

Sachsen ist nicht NRW, Dresden ist 
nicht Köln oder Wuppertal. Natürlich 
kann man nicht ausschließen, dass auch 
in Dresden einmal ein Korruptionsfall 
auftritt. Davor ist keiner gefeit. Den-
noch ist die Situation in Dresden un-
vergleichbar mit der im Wuppertal der 
1990iger Jahre oder dem skandalge-
plagten Köln mit seinem sprichwört-
lichen Kölner Klüngel. Die bereits er-
wähnten 36 Jahre Alleinregierung der 
SPD haben im größten Bundesland 
offenbar Wirkungen hinterlassen, die 
Korruption begünstigen.  Die Hoffnun-
gen einiger Personen mit entsprechen-
dem Erfahrungshintergrund, dass sich 
in Sachsen und speziell in Dresden Zu-
stände wie im rotverfilzten Nordrhein-
Westfalen der 1990iger Jahre entwi-
ckeln würden, haben sich jedoch nicht 
erfüllt.

Einen sachlichen Anlass für den mit 
der Ehrenordnung beabsichtigten Ein-
griff in das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht der Mitglieder des Stadt- 
rates gibt es schlicht nicht. Die Vertre-
tungskörperschaften von Gebietskör- 
perschaften gehören nicht zu den kor-
ruptionsgefährdeten Bereichen, anders 
als beispielsweise Stellen, wo Förder-
mittel oder Aufträge vergeben werden. 



genau durch, erhält man den Nachweis, 
dass es der SPD-Fraktion nicht um den 
Erlass der Ordnung geht, sondern um 
Populismus. Zu oberflächlich ist der 
Antrag, als dass er ernst gemeint sein 
kann. So fehlen dem Paragrafen 1 der 
vorgeschlagenen Ehrenordnung bei-
spielsweise drei Absätze, die beim Ab-
schreiben wohl vergessen worden sind.

Zusammenfassend beantwortet sich 
die Frage, ob der Dresdner Stadtrat 
diese Ehrenordnung braucht, mit ei-
nem unzweifelhaften „Nein“.

Zur verkehrlichen Verbesserung an der B6 
in Cossebaude und Stetzsch

Stadtrat Lars Röher,  F

e-Mail: roeher@dresden-cdu.de 
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Eine Wirkung gegen Korruption ist von 
der vorgeschlagenen Ehrenordnung  
daher gar nicht zu erwarten. Deshalb 
ist der SPD-Vorschlag ein sogenannter  
Fenster-Antrag, der vorrangig populis-
tische Ziele verfolgt.

Neben dem fehlenden sachlichen 
Grund für eine Ehrenordnung sind die 
rechtlichen Fragen ausschlaggebend 
für unsere Ablehnung des SPD-Vor-
schlages. Die Erhebung, Verarbeitung 
und Veröffentlichung persönlicher  
Daten nach der Ehrenordnung greift  
in das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht der Betroffenen ein. Ein 
solcher Eingriff ist gemäß Artikel 33 
der Sächsischen Verfassung nur durch 

oder auf Grund eines Gesetzes er-
laubt. Keines von beidem liegt vor. 
Ausschließlich die Sächsische Gemein- 
deordnung enthält in § 20 Vorschrif-
ten zur Weitergabe von Informatio-
nen, falls bei einem Mitglied des 
Stadtrates oder eines Ausschusses zu 
einem Verhandlungsgegenstand Be- 
fangenheit vorliegt. Eine Vorab-Daten- 
erhebung und Speicherung, ohne dass 
die Möglichkeit der Befangenheit vor-
liegt, ist dort nicht vorgesehen. Daher 
kollidiert die vorgeschlagene Ehren-
ordnung auch mit dem sächsischen 
Kommunalrecht.

Liest man sich den SPD-Vorschlag 
mit der knappen Begründung einmal 

Es ist allerhöchste Eisenbahn für kon-
krete Fortschritte und Maßnahmen an 
der B 6! Seit Jahren kämpfen die An-
wohner an der B6 gemeinsam mit dem 
Ortschaftsrat Cossebaude und dem 
Ortsbeirat Cotta für verkehrliche Ver-
besserungen an der Bundesstraße. Ne- 
ben der Gewährleistung einer ausrei-
chenden Leistungsfähigkeit und Ver- 
kehrsqualität, werden besonders an 
die Verkehrssicherheit einer Straße, 
heute von vielen Seiten sehr hohe An-
forderungen gestellt. Und das zu Recht. 
Im Kontext der Freigabe der Nieder-
warthaer Brücke im Herbst 2011 wird 
das Verkehrsaufkommen auf der B 6 
weiter zunehmen. Durch den für 2020 
geplanten Neubau der S 84 parallel zur 
Bahnlinie sind für die Zwischenzeit 
Maßnahmen zur Neuausrichtung der 
verkehrlichen Sicherheit, Sensibilisie-
rung und Lenkung in diesem Teilstück 
dringend erforderlich. Bereits frühzei-
tig hat der Ortschaftsrat Cossebaude 
bei der Stadtverwaltung nachdrücklich 
angemahnt, die im Sachstandsbericht 

dargelegten Maßnahmen offensiv an-
zugehen und adäquat zu realisieren. 
Ohne Erfolg. Die Stadtverwaltung hat 
in einer Bürgerversammlung am 12. Ap-
ril 2010 die Prüfung des Maßnahmeka-
talogs noch einmal durchdekliniert und 
begründet. Herausgekommen ist ledig-
lich eine Prüfung weiterer Maßnahmen. 
Das kann nicht die Bilanz einer solchen 
Versammlung sein. Die Bürger wollen 
Ergebnisse und Sicherheit. Es ist jetzt 
an der Zeit, positiv und konstruktiv zu 
agieren. Daher war es notwendig, fol-
genden Antrag in den Geschäftsgang 
des Stadtrates einzubringen:

Die Oberbürgermeisterin wird beauftragt,
•	 an der unfallträchtigen Kreuzung  

Dresdner Straße 1–3 / Gohliser Straße 
und zum Schutz von sogenannten  
„ungeschützten Verkehrsteilnehmern“ 
(Kinder, Radfahrer, Fußgänger usw.)  
und zur generellen Verkehrssicher- 
heit und -lenkung an der B 6 eine ent- 
sprechende Rotlichtüberwachungsan- 
lage zu installieren. An der Kreuzung  
Dresdner Straße / Grüner Weg wird 
eine „intelligente Ampellösung“ zur 
substanziellen Verbesserung der Ver-
kehrssteuerung aus der Nebenstraße 
gefordert.

• 	 bei den zuständigen Behörden die Er-
stellung eines aktuellen Lärmgutach-
tens und aktuelle Messungen, insbe-
sondere für die Bereiche, in welchen 
die Verkehrsbelastung derzeit am 
Höchsten ist und prognostisch sein 
wird (Ortseinfahrt Cossebaude und 
Abschnitt ab Urnenfeld bis Autobahn-
auffahrt A4), in Auftrag zu geben. Im 
Ergebnis des Gutachtens ist zu prüfen, 
ob infolge möglicher Überschreitun-
gen der Schwellenwerte verkehrsorga-
nisatorische Maßnahmen einzuleiten 
sind.

Nach meiner Einschätzung halten sich 
die Investitionen in einem vertretba- 
ren Kostenrahmen. Das Kosten-Nut- 
zen-Verhältnis ist stimmig, der Mehr-
wert durch diese Verkehrsverbesserun-
gen ist anschaulich nachzuvollziehen. 
Denn eines muss man festhalten:
Nicht alles Wünschenswerte ist
machbar!

Die Belastung der öffentlichen Haus-
halte ist enorm. Bund, Länder und 
Kommunen werden im Vergleich zur 
letzten Steuerschätzung in den Jahren 
2010 bis 2013 rund 40 Milliarden Euro 
weniger einnehmen. Daher setzt sich 



In der nachfolgenden Gesprächrun-
de ging es u.a. um Themen, wie bes-
sere Vernetzung aller Träger der Kin- 
derbetreuung zur Vermeidung von 
Mehrfachanmeldungen, um Anerken-
nung von Vor- und Nachbereitungszei-
ten für pädagogische Arbeit, bessere 
Vertragsgestaltungen und bessere Ver-
tragsregelungen bei vorzeitigen Kündi-
gungen, eigenständige Festlegung der 
Betreuungszeiten. Ebenso forderten 
die Teilnehmer die gleiche Entlohnung 
für Ersatztagespflege und die Verbes-
serung der Betreuungsangebote durch 
„Großtagespflege“ (Gemeinschaftsan-
gebote mehrerer Betreuer) – alles The-
men, die für mehrere Gesprächsaben-
de reichen würden.

Zum Abschluss dankte Bürgermeis-
ter Seidel für die direkten Anregungen 
der Initiatoren. Stadtrat Stübner versi-
cherte, dass diese Veranstaltung eine 
Fortsetzung finden wird. Als Erstes gilt 
es nun für die Tagesmütter und -väter, 
eine legitimierte Sprechergruppe zu 
schaffen, um eigene Akzente zu setzen. 
Dies soll nach Auskunft der Tageseltern 
am 20. Mai erfolgen. Die CDU-Fraktion 
und die Verwaltung wollen ihnen dabei 
Partner sein und werden dieses Thema 
weiter voranbringen.
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Tagesmütter brauchen eigene Vertretung

Stadtrat Joachim Stübner  
  

F

e-Mail: stuebner@dresden-cdu.de 

Im Gespräch mit Bürgermeister Seidel

Eine Initiative von ca. 40 Sprecherinnen 
und Sprechern der Dresdner Tagespfle-
ge traf sich am 20. April auf Einladung 
und unter Moderation von Joachim 
Stübner mit dem Sozialbürgermeister 
der Landeshauptstadt, Martin Seidel, 
und Patrick Schreiber, MdL, der gleich-
zeitig auch jugendpolitischer Sprecher 
der CDU-Stadtratsfraktion ist.

Wie Bürgermeister Seidel in seinem  
Eröffnungsbeitrag betonte, werden  
mittlerweile in Dresden 20 % der be-
treuten Kinder zwischen 1 und 3 Jahren 
in der Tagespflege betreut. In Zahlen 
sind das ca. 350 Tagespflegeangebote 
mit  über 1500 Plätzen. Mit Blick auf 
den Rechtsanspruch auf Betreuung 
ab dem zweiten Lebensjahr ab 2013 
und zunehmender Inanspruchnahme 
der Angebote der Kindertagespflege – 
der Betreuungsbedarf von 1 – 3 Jähri-
gen ist von 26 % auf 47 % gestiegen 
(Tendenz weiter zunehmend) – ist die 
Tagespflege längst eine eigenständige 
Säule und nicht mehr nur kurzfristige 
Überbrückung im Betreuungsangebot 
der Landeshauptstadt geworden.

Dies mehr in die Öffentlichkeit zu tra-
gen und in der Bedarfsplanung gleich- 
berechtigt zu platzieren, ist eine der 
Aufgaben, die alle Teilnehmer unter-
stützten. Als Ziel wurde festgehalten, 
dass sich die Tagesmütter und -väter 
selbst eine legitimierte Vertretung 
schaffen, die auf Augenhöhe mit den 
Fraktionen und der Verwaltung spricht 
und ihre Anregungen und berechtigten 
Forderungen selbstbewusst vertritt.

die CDU-Fraktion im Dresdner Stadtrat 
dafür ein, konkrete Maßnahmen auf 
der alten B6 zu fordern, anstatt unhalt-
bare, unrealistische und unfinanzier-
bare Versprechungen zu machen. Das 
Projekt des Neubaus der S84 muss mit 

hoher Priorität und Intensität weiter 
verfolgt werden. Wir brauchen jetzt ei-
nen tragfähigen Kompromiss, um die-
sen Balanceakt zu bewältigen. Schluss-
endlich muss allen Beteiligten die 
Verantwortung für die Anwohner an 

der B6 klar sein. Ich wünsche mir Elan 
und Enthusiasmus, wenn wir fruchtbar 
und sachorientiert gemeinsam diese 
Aufgaben angehen.


